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In einem Honorarberichtigungsver-
fahren1 entschied nun das Sozialge-
richt Stuttgart zugunsten des durch 
den Verfasser vertretenen orthopädi-
schen Schmerztherapeuten.

Hintergrund
Im Kern des Verfahrens ging es um die 
GOP 30700 EBM. Die Kassenärztliche 
Vereinigung (KV) Baden-Württemberg 
hatte zulasten des Schmerztherapeu-
ten für die Quartale I/2016 bis ein-
schließlich I/2017 die Honorarberich-
tigung dergestalt betrieben, dass die 
GOP 30700 EBM auf 400 Fälle pro 
Quartal begrenzt wurde. Die hiergegen 
erhobenen Widersprüche beschied der 
Widerspruchsausschuss negativ, sodass 
Klage vor dem zuständigen Sozialge-
richt Stuttgart geboten war.

Die Kassenärztliche Vereinigung 
trug hier im Wesentlichen vor: 

„Nach der Präambel zu Kapi-
tel 30.7 Nr. 3 EBM ist die Berechnung 
der GOP 30702 auf höchstens 300 Be-
handlungsfälle je Vertragsarzt (…) pro 
Quartal begrenzt. Gleiches gilt nach 
der Präambel 30.7 Nr. 6 EBM für die 
Berechnung der GOP 30704 EBM. In-
soweit darf die Gesamtzahl der 
schmerztherapeutisch betreuten Pa-
tienten die Höchstzahl von 300 Be-
handlungsfällen pro Vertragsarzt und 
Quartal nicht überschreiten. Dabei 
kann in beiden Fällen die Begrenzung 
auf 300 Behandlungsfälle aus Gründen 
der Sicherstellung der Versorgung chro-
nisch schmerzkranker Patienten durch 
die Kassenärztliche Vereinigung – wie 
vorliegend auf 400 Patienten – modifi-
ziert werden.

Aus Qualitätssicherungsgründen 
muss jedoch auch die Abrechnung der 
GOP 30700 EBM auf 400 Behandlungs-
fälle pro Vertragsarzt und Quartal be-
grenzt werden. Ansonsten kann eine 
ordnungsgemäße qualitätsgesicherte 
Leistungserbringung nicht mehr sicher-
gestellt werden. (…) Zudem heißt es in 
der Präambel zu Kapitel 30.7 Nr. 6 EBM, 
dass die Gesamtzahl der schmerzthera-
peutisch betreuten Patienten die Höchst-
zahl von 300 Behandlungsfällen pro Ver-
tragsarzt pro Quartal nicht überschreiten 
darf. Zu den schmerztherapeutisch be-
treuten Patienten gehören auch die Pa-
tienten, bei denen die GOP 30700 EBM 
zum Ansatz gelangt. Denn bei der 
GOP 30700 EBM handelt es sich um die 
Grundpauschale für die schmerzthera-
peutische Versorgung, welche nur einmal 
im Behandlungsfall berechnungsfähig ist. 
Die Begrenzung der GOP 30700 EBM ist 
daher nicht zu beanstanden.“ 

Der klagende Schmerztherapeut 
hingegen bezog sich auf den Wort-
laut der Vorschrift. Er machte gel-
tend, dass von einer rechtsfehlerhaf-
ten Quotierung der GOP 30700 EBM 
ausgegangen würde. Im Gegensatz zu 
den GOP 30702 und 30704 EBM un-
terliege gerade die GOP 30700 EBM 
keiner Mengenbegrenzung und sei 
daher nicht auf die oben dargestell-
ten Fallzahlen beschränkt. Die 
GOP 30702 EBM beispielsweise stelle 
eine Zusatzpauschale dar, die nur in 
Ansatz gebracht werden könne, so-
fern überhaupt die Grundpauschale 
der GOP 30700 angefallen sei. Der 
durch die KV hierdurch gezogene 
Rückschluss allerdings könne nicht 

greifen; die GOP 30700 EBM könne 
auch anfallen, wenn die Zusatzpau-
schale nach GOP 30702 EBM nicht 
angefallen sei. Eine isolierte Be-
schränkung der GOP 30700 EBM sei 
daher gar nicht möglich.

Die entsprechenden Punkte der 
Präambel zu Kapitel 30.7 EBM, auf 
die sich die KV bezog, lauten konkret:
• Ziffer 3: „Die Berechnung der Ge-

bührenordnungsposition 30702 
ist auf höchstens 300 Behand-
lungsfälle je Vertragsarzt, der über 
eine Genehmigung gemäß Quali-
tätssicherungsvereinbarung 
Schmerztherapie gemäß § 135 
Abs. 2 SGB V verfügt, pro Quartal 
begrenzt. Die vorgenannte Begren-
zung auf 300 Behandlungsfälle 
kann aus Gründen der Sicherstel-
lung der Versorgung chronisch 
schmerzkranker Patienten auf An-
trag durch die zuständige Kassen-
ärztliche Vereinigung modifiziert 
werden.“

•  Ziffer 6: „Voraussetzung für die Be-
rechnung der Gebührenordnungs-
position 30704 ist weiterhin, dass 
in der schmerztherapeutischen 
Einrichtung ausschließlich bzw. 
weit überwiegend chronisch 
schmerzkranke Patienten entspre-
chend der Definition der Präambel 
und des § 1 Abs. 1 der Qualitäts-
sicherungsvereinbarung Schmerz-
therapie behandelt werden. (...) 
Die Gesamtzahl der schmerzthera-
peutisch betreuten Patienten darf 
die Höchstzahl von 300 Behand-
lungsfällen pro Vertragsarzt pro 
Quartal nicht überschreiten.“

Heiko Schott

KV rechnet Schmerztherapie 
jahrelang unzutreffend ab
GOP 30700 EBM ist nicht mengenbegrenzt – 

Grundsatzentscheidung des Sozialgerichts Stuttgart 
rechtskräftig
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1 Urteil Sozialgericht Stuttgart, Az.: S 24 KA 827/18 vom 25.06.2019
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Die Entscheidung
Das Sozialgericht folgte uneinge-
schränkt der klägerischen Ansicht 
und führte deutlich hierzu aus:

„Aus der Präambel ergibt sich entge-
gen der Ansicht der Beklagten (KV) keine 
Begrenzung. Nach dem klaren Wortlaut 
wird eine Begrenzung nur hinsichtlich 
der Berechnung der GOP 30702 EBM 
(Präambel zu 30.7, Nr. 3) bzw. 
GOP 30704 EBM (Präambel zu 30.7, 
Nr. 6) vorgenommen. Dabei ist nach 
Ansicht der Kammer auch klar, dass die 
von der Beklagten (KV) zur Begründung 
ihrer Rechtsauffassung zitierte „Gesamt-
zahl der schmerztherapeutisch betreu-
ten Patienten“ nach Nr. 6 der Präambel 
nicht Patienten, die allein im Rahmen 
der GOP 30700 EBM behandelt wur-
den, miteinschließt. Aus der Systematik 
ergibt sich eindeutig, dass sich dieser 
Passus nur auf die im Rahmen der Nr. 6 
in Frage stehende Abrechnung der 
GOP 30704 EBM bezieht.“

Fazit
Im Rahmen der mündlichen Ver-
handlung wurde vonseiten der Kas-
senärztlichen Vereinigung einge-

räumt, dass seit Bestehen der Vor-
schrift die GOP 30700 EBM diese 
noch nie unbegrenzt vergütet wurde.

Insofern darf dringend angeraten 
werden, die Honorarbescheide und/
oder Honorarberichtigungsbescheide 
auf diesen Punkt zu überprüfen. Es ist 
durchaus davon auszugehen, dass die 
jeweils zuständige KV (Widerspruchs-
ausschuss) mit Blick auf diese, zwi-
schenzeitlich rechtskräftige, Entschei-
dung hin einem Widerspruch abhel-
fen werden wird. 

Die GOP 30700 ist ausdrücklich 
nicht mengenbegrenzt. 

Einzig eine entfernte Grenze der 
Abrechnung bildet sicherlich die 
Plausibilität mit den entsprechenden 
zeitlichen Vorgaben.

Sollten sich Honorarkürzungen 
auf die Ziffer 30700 EBM beziehen, 
ist – wie in dem dargestellten Fall – 
zunächst das Widerspruchsverfahren 
(Widerspruchsfrist einen Monat ab 
Zustellung) und sodann, falls nega-
tiv, der Klageweg zu beschreiten. Da-
rüber hinaus ist es natürlich unsin-
nig, ab Kenntnis von dieser Ent-
scheidung die Ziffer 30700 EBM le-

diglich mengenbegrenzt zur Abrech-
nung zu bringen.

Lediglich der Vollständigkeit hal-
ber sei in diesem Kontext ange-
merkt, dass aktuell ein gerichtliches 
Verfahren zur Frage der grundsätzli-
chen Mengenbegrenzung der Ziffern 
30702 und 30704 EBM im Beru-
fungsverfahren vor dem Landessozi-
algericht Baden-Württemberg derzeit 
anhängig ist.
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